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__ 

Sehr geehrter Herr Pfarrer Iwand, 

 

als Abgeordneter des Deutschen Bundestages erhalte ich beinahe täglich Zuschriften von 

Bürgern, die auf die eine oder andere Art um Hilfe bitten. Oftmals haben die diversen 

Anliegen nichts mit meinem eigenen politisch-thematischen Schwerpunkt, der EU-Politik, zu 

tun und in solchen Fällen leite ich diese Bürgerbriefe entweder an die zuständigen 

Fachpolitiker meiner Fraktion weiter, oder weise den Fragesteller auf andere Gruppen, 

Vereine und Verbände hin, die mit dem geschilderten Sachverhalt befasst sind und daher 

eher unterstützend tätig werden können als ich es kann. 

 

Hin und wieder erreichen mich aber auch Zuschriften, zu denen ich mich, obwohl sie nicht in 

mein Fachgebiet fallen, verhalten will und muss. So erhielt ich im vergangenen Jahr einen 

Brief von ehemaligen Heimkindern des seit langem geschlossenen Erziehungsheims „Gut an 

der Linde“, welches sich unter Trägerschaft der evangelischen Bergischen Diakonie Aprath 

befand. 

 

In ihrem Schreiben schilderten diese ehemaligen Heimkinder mir u.a. das in besagtem Heim 

erlebte und erlittene Unrecht, welches der interessierte Beobachter des Geschehens erst 

diese Woche in zwei Artikeln und einem Hintergrundbericht des Kölner Stadtanzeigers von 

dritter Seite bestätigt finden konnte. 

  

Wie Sie als Pfarrer mit Sicherheit wissen, kann bereits die Möglichkeit über das Erlebte 

sprechen zu können – und sei es wie in meinem Fall gegenüber Dritten – eine nicht zu 

unterschätzende Wirkung und Erleichterung von seelischem Druck bei den Betroffenen 
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entfalten. Wieviel mehr jedoch kann dies erst der Austausch mit anderen Betroffenen! Denn 

die Schilderung des Erlebten mir gegenüber war gar nicht das Hauptanliegen der Verfasser 

des Briefes. Worum sie mich baten und was die Betroffenen nach eigenem Bekunden 

besonders hart trifft, ist die Tatsache, dass sich diese Ehemaligen in ihrem Bedürfnis nach 

Aufklärung und Unterstützung – gerade von Seiten der BDA und ihres aktuellen Vorstands – 

vollkommen allein gelassen und ausgeliefert fühlen und daher an mich als Volksvertreter 

herantraten mit der Bitte, in ihrem Sinne zu intervenieren. Dabei mag für sich sprechen, dass 

die im folgenden erhobenen Forderungen seitens der ehemaligen Heimkinder durch den 

Abschlussbericht des Runden Tisches Heimerziehung gedeckt sind. 

 

Unabhängig davon wie die Betroffenen im Einzelnen zu den Ergebnissen und Empfehlungen 

des Runden Tisches stehen, besteht bzgl. der Forderung nach Herausgabe von 

Kontaktanschriften anderer ehemaliger Heimkinder, bzw. der aktiven Unterstützung bei der 

Recherche nach aktuellen Anschriften Einigkeit zwischen beiden Seiten. Diese Forderung 

stellt im Rahmen der rehabilitativen Maßnahmen für die gesamte Betroffenengruppe eine 

dezidierte Empfehlung des Abschlussberichts dar. Ich fordere Sie daher auf, dem Ansinnen 

der Ehemaligen zu entsprechen und über die Einrichtung einer Anlauf- und Beratungsstelle 

eine Kontaktaufnahme der ehemaligen Heimkinder zueinander zu ermöglichen. 

 

Eine weitere wichtige Forderung, welche sowohl von den Betroffenen als auch dem Runden 

Tisch erhoben wird, betrifft die Einsicht in die personenbezogenen Akten und die 

Aufbewahrungspflichten derselben (bei personenbezogenen Daten auch nach Ablauf der 

gesetzlichen Aufbewahrungsfrist) seitens der Heime und deren Trägern. Um Ihrer 

Verpflichtung gegenüber den Betroffenen gerecht werden zu können, ist es in Ihrem eigenen 

Interesse, alles menschenmögliche zu tun, den Ehemaligen umgehend Zugang und Einblick 

in ihre jeweilige personenbezogene Akte zu gewährleisten, wie auch der dringende Appell 

des Runden Tisches belegt. Ich fordere Sie daher auf, dieser Beschlusslage Rechnung zu 

tragen und den umfassenden Einblick in die personenbezogenen Akten (und nicht nur in 

sogenannte Stammblätter) zu gewährleisten, bzw. eine aktive und engagierte Recherche 

nach dem Verbleib scheinbar verloren gegangener oder verloren geglaubter Akten zu 

betreiben. 
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Zu guter letzt ist die von Ihnen vertretene BDA durchaus auch finanziell in der Bringschuld. 

Das erlittene Unrecht kann damit gewiss nicht ungeschehen oder vergessen gemacht 

werden. Doch ist dies der in unserer heutigen Gesellschaft einzige Weg, der ausgleichenden 

Gerechtigkeit zu wirksamer Entfaltung zu verhelfen. Auch hier fordere ich Sie auf, im Sinne 

der Ehemaligen tätig zu werden. 

 

Ich würde mich freuen, wenn Sie mich darüber informieren würden, wie Sie in der 

Angelegenheit verfahren werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Alexander Ulrich 

 

 

 

 


